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Beschluß 


in der Anfechtungssache der Eva Zippelius, Karlsruhe — V 4/70 — 

gegen die Gültigkeit des Volksentscheids im Gebietsteil Baden des Landes 
Baden-Württemberg vom 7. Juni 1970 

hat der Deutsche Bundestag in seiner -. . . Sitzung am . . . beschlossen: 

Der Einspruch wird zurückgewiesen. 

Der Einspruchsführerin wird ein Zehntel ihrer notwendigen Auslagen ersetzt. 


Tatbestand 

A. 

Die Einspruchsführerin hat mit Schreiben vom 
10. Juli 1970 Einspruch gegen die Gültigkeit des 
Volksentscheids im Gebietsteil Baden des Landes 
Baden-Württemberg vom 7. Juni 1970 eingelegt und 
begründet. 

Der Bundesminister des Innern hat am 10. Juli 1970 
das Gesamtergebnis des gemäß Artikel 29 Abs. 3 
des Grundgesetzes durchgeführten Volksentscheids 
bekanntgegeben. 

In dieser Bekanntmachung heißt es: 


früheren Landes Baden eine Mehrheit, die min- 
destens V4 der zum Landtag wahlberechtigten 
Bevölkerung im Gebietsteil Baden umfaßt ( = 
Quorum), notwendig, mithin 641 662 Stimmen. 
Diese Stimmenzahl wurde nicht erreicht. Der 
Volksentscheid hat vielmehr eine Mehrheit für 
den Verbleib des Gebietsteils Baden beim Lande 
Baden- Württemberg ergeben." 

— Bundesanzeiger Nr. 123 vom 10. Juli 1970 — 


I. 

Zur Begründung ihres Einspruchs trägt die Ein- 
spruchsführerin im wesentlichen vor: 


„Der Landesabstimmungsausschuß hat in seiner 
Sitzung am 18. Juni 1970 das Gesamtergebnis 
der Abstimmung des am 1 . Juni 1970 gemäß 
Artikel 29 Abs. 3 des Grundgesetzes im Gebiets- 
teil Baden des Landes Baden-Württemberg 
durchgeführten Volksentscheids wie folgt fest- 
gestellt: 


Abstimmungs- 
berechtigte 

Abgegebene Stimmen 
Ungültige Stimmen . . 
Gültige Stimmen .... 

Davon 

für die Wiederher- 
stellung Badens 
abgegebene Stimmen 

Für den Verbleib 
Badens beim Land 
Baden-Württem- 
berg 

abgegebene Stimmen 


2 566 646 

1 606 502 (= 62,83 Vo) 

8 024 
1 598 478 


288 813 (= 18,07 Vo) 


1 309 665 (= 81,93 Vo) 


Nach § 3 des Gesetzes über den Volksentscheid 
irn Gebietsteil Baden des Landes Baden-Würt- 
temberg gemäß Artikel 29 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes vom 26. Februar 1970 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 201) ist für die Wiederherstellung des 


1. Im Hinblick auf die außergewöhnlich massiven 
Einschüchterungen und Drohungen durch Befür- 
worter des Fortbestandes des Landes Baden- 
Württemberg, insbesondere solche, die sich unzu- 
lässigerweise in den Abstimmungskampf einge- 
mischt hätten, bestehe Anlaß, vorweg die straf- 
rechtlichen Vorschriften der §§ 108 ff. StGB in 
Betracht zu ziehen; entsprechende weitere Fest- 
stellungen von Amts wegen zu treffen (vgl. § 5 
Abs. 3 und 4 Wahlprüfungsgesetz), werde an- 
heimgestellt. 

Die gerügte Einflußnahme sei jedenfalls weit 
über zulässige spontane Äußerungen im poli- 
tischen Meinungskampf hinausgegangen. 

2. Entscheidend komme hinzu, daß die Regierung 
des Landes Baden-Württemberg als solche in den 
Abstimmungskampf eingegriffen habe, wobei 
sich der Ministerpräsident des Landes Baden- 
Württemberg Dr, H. Filbinger sowie Innen- 
minister W. Krause in besonders auffälliger 
Weise bestätigt hätten, obgleich Artikel 29 GG 
als „Subjekte" der Neugliederung nur den Bund 
einerseits und die Bevölkerung des betreffenden 
Gebietsteiles andererseits kenne, nicht etwa den 
Bundesrat und auch und erst recht nicht die be- 
treffende Landesregierung, Im Gegensatz zu Bun- 
destags- oder Landtagswahlen liege es nämlich 
im Wesen des Volksentscheids, daß — ■ entspre- 
chend dem unmittelbaren, plebiszitären Charak- 
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ter einer solchen Abstimmung — die Bevölke- 
rung selbst und unmittelbar zu entscheiden habe 
und aus ihrer Mitte allenfalls „Abstimmungsvor- 
bereitungsorganisationen" konstituieren könne, 
wie dies beim „Heimatbund Badenerland" einer- 
seits und der Vereinigung „Vereinigtes Baden- 
Württemberg" andererseits geschehen sei. In die- 
sem Zusammenhang sei zu rügen, daß die letzt- 
genannte Organisation im Januar 1970 mit Unter- 
stützung der Landesregierung von Baden-Würt- 
temberg gegründet worden sei. 

Gerade weil es sich bei einem Volksentscheid 
nach unserer Verfassungsstruktur ausnahms- 
weise nicht um eine Erscheinung repräsentativ- 
demokratischen Charakters und auch nicht um 
eine „Wahl" handele, sei ein typisches Repräsen- 
tativorgan wie die Landesregierung verfassungs- 
rechtlich nicht befugt, als solche und unter Aus- 
nützung aller ihr zur Verfügung stehenden per- 
sonellen und sächlichen Mittel in den Abstim- 
mungskampf einzugreifen. 

Ferner könne es nicht als Rechtens erachtet wer- 
den, wenn eine bewußte Vermengung der von 
der Landesregierung beim Abstimmungskampf 
gezeigten Aktivität mit der der Vereinigung 
„Vereinigtes Baden-Württemberg" stattfinde. 
Ausschließlich diese — als Gegenspielerin des 
„Heimatbundes Badenerland" — • könne als legi- 
time Organisation der unmittelbar (plebiszitär) 
zur Abstimmung aufgerufenen Bevölkerung im 
Gebietsteil Baden des Landes Baden-Württem- 
berg angesehen werden. Tatsächlich habe aber 
die Landesregierung und an ihrer Spitze Mini- 
sterpräsident Dr. H. Filbinger den Abstimmungs- 
kampf geführt. 

In der Verquickung von Landesregierung und 
Abstimmungsorganisation der Befürworter Ba- 
den-Württembergs liege ein rechtlich unzuläs- 
siger, das Gewicht letzterer unverhältnismäßig 
vergrößernder und die Chancengleichheit verlet- 
zender Eingriff in den Volksentscheid. 

Auf das Rechtsgutachten von Prof. Dr. G. 
Roellecke, Mannheim, „Darf die Landesregierung 
in den Abstimmungskampf eingreifen?", Karls- 
ruhe 1970, wird in diesem Zusammenhang ver- 
wiesen. 

Im einzelnen verweist die Einspruchsführerin auf 
folgende Vorgänge: 

a) Ministerpräsident Dr. H. Filbinger habe am 
25. Mai 1970 bei einer Pressekonferenz in 
Freiburg i. Br. u. a. ausgeführt: Im Falle eines 
Abstimmungsergebnisses zugunsten der Wie- 
derherstellung Badens werde es „ein böses 
Erwachen geben", „die gesamte Landespolitik 
werde lahmgelegt", „es werde in Stuttgart 
kein einziger Beschluß mehr gefaßt werden 
können, der in die Zukunft wirke", „das lan- 
despolitische Leben werde auf allen Gebieten 
stagnieren", „die so dringend notwendige 
Arbeit für die Zukunft werde unterbleiben, 
zum Schaden vor allem des badischen Landes- 
teils, und zwar „da die Württemberger ja in 


der Mehrheit seien", Baden hätte „also einen 
zusätzlichen Schaden zu erwarten" usw. 

b) Innenminister Krause habe am 25. Mai 1970 
bei einer Pressekonferenz in Mannheim — 
für denselben Fall — „einen politischen Tanz" 
und „verhängnisvolle Folgen" prophezeit, 
„langfristige Landesprojekte würden unver- 
meidbar gestoppt werden", es müßten „harte 
Opfer" gebracht werden, es gebe einen „Rat- 
tenschwanz von Prozessen", die Ausbaupro- 
gramme für die im badischen Landesteil be- 
findlichen Universitäten würden „ernstlich ge- 
fährdet" werden usw. 

c) Zu der unrichtigen, auch von Ministerpräsi- 
dent Dr. Filbinger in zahlreichen Fällen, in 
denen er sich in den Abstimmungskampf ein- 
mischte, öffentlich geäußerten Behauptung, 
Baden sei nicht lebensfähig, werde auf die 
Untersuchungen J. Altenstetters in seiner 
Schrift „Das notwendige Bundesland am 
oberen Rhein", Karlsruhe 1969, verwiesen. 
Im übrigen habe bereits das sogenannte 
Luther-Gutachten die Unrichtigkeit jener Be- 
hauptung nachgewiesen. 

d) Dem Sprecher der Vereinigung „Vereintes 
Baden-Württemberg" sowie — unzulässiger- 
weise — den Mitgliedern der Landesregie- 
rung seien bei der Verteilung von Sendezei- 
ten in Rundfunk und Fernsehen eine dominie- 
rende Stellung eingeräumt worden. 

e) Im Mai 1970, also auf dem Höhepunkt des 
Abstimmungskampfes, sei die Broschüre 
„Baden-Württemberg ~ Dynamisches Land 
im Südwesten", herausgegeben von der Re- 
gierung des Landes Baden-Württemberg, mit 
einem Begleitschreiben des Ministerpräsi- 
denten vornehmlich im Gebietsteil Baden ver- 
sandt worden. 

Der Inhalt der — mit Steuergeldern — auf- 
wendig hergestellten Veröffentlichung be- 
stehe in aufdringlichem Eigenlob. Das Vor- 
wort des Ministerpräsidenten sei so gefaßt, 
daß der Appell für die Erhaltung des Landes 
Baden-Württemberg unschwer erkennbar sei. 

Weiter werde daran erinnert, daß bereits An- 
fang Mai 1970 sich das Badische Abstim- 
mungskomitee Lörrach in einem Protest- 
schreiben an den Bundesminister des Innern 
gegen die Einflußnahme von Mitgliedern der 
Landesregierung in den Abstimmungskampf 
gewandt hätte. Ebenfalls scharfe Kritik in 
dieser Hinsicht enthalte der von der Jahres- 
hauptversammlung des Kreisverbandes 
Karlsruhe der Deutschen Jungdemokraten 
einstimmig gefaßte Beschluß gegen die lau- 
fende Parteinahme führender Mitglieder der 
Landesregierung. 

Zum Beweis ihrer Behauptung hat die Ein- 
spruchsführerin u. a. die Vernehmung des Mi- 
nisterpräsidenten Dr. Filbinger und des Innen- 
ministers Krause des Landes Baden-Württem- 
berg beantragt. 
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3. Dieselben, aus den grundsätzlichen Struktur- 
unterschieden von Wahl und Volksentscheid 
— und den ihnen vorausgehenden politischen 
Auseinandersetzungen — sich ergebenden Kon- 
sequenzen, müßten auch der Entschließung der 
Fraktion des Landtags von Baden-Württemberg 
vom 27. Mai 1970 entgegen gehalten werden. 
Dieser entschieden formulierte Beschluß — nicht 
lediglich etwa ein Aufruf an die Bevölkerung 
im Gebietsteil Baden, vom Stimmrecht Gebrauch 
zu machen — ^ habe die dem Landtag als Reprä- 
sentativorgan des ganzen Landes Baden-Würt- 
temberg gezogenen Grenzen überschritten. 

Ob dasselbe auch für die Beschlüsse der Ge- 
meinderäte, beispielsweise der Städte Freiburg 
und Heidelberg, zutreffe, müsse der Deutsche 
Bundestag prüfen. 

4. Gleichfalls gerügt werde die massive Einwir- 
kung der politischen Parteien und verschiede- 
nen Organisationen wie des Bundes der Steuer- 
zahler — Landesverband Baden-Württemberg — 
des Bauernverbandes Württemberg-Baden und 
des Landesverbandes der baden-württembergi- 
schen Industrie, soweit diese sich auf das ganze 
Land Baden-Württemberg erstreckt und als solche 
den Abstimmungskampf beeinflußt hätten. 

5. Abschließend weist die Einspruchsführerin dar- 
auf hin, daß kurz vor der Abstimmung und je- 
weils im Zusammenhang mit Propagandaveran- 
staltungen für die Erhaltung des Landes Baden- 
Württemberg zahlreiche täuschende Verspre- 
chungen gemacht worden seien, die offensicht- 
lich der gezielten Beeinflussung der Bevölkerung 
dienen sollten. 

a) Entgegen dem Kreisreform-Denkmodell der 
Landesregierung habe Ministerpräsident Dr. 
Filbinger z. B. den Landräten der Kreise Sins- 
heim und Wolfach eine nochmalige wohl- 
wollende Prüfung der Frage der Auflösung 
dieser Landkreise versprochen. Auf Grund 
dieser in der Öffentlichkeit bekanntgemach- 
ten Beschwichtigung sei es gelungen, zahl- 
reiche Stimmberechtigte zu einem Votum für 
die Erhaltung des Landes Baden- Württem- 
berg zu veranlassen. 

b) Innenminister Krause habe bei einer Presse- 
konferenz in Stuttgart am 3. Juni 1970 u. a. 
den Neubau von sechs Brücken über den 
Rhein versprochen. Diese Projekte seien zum 
Teil gar nicht realisierbar, da die mittelfri- 
stige Finanzplanung keine Mittel hierfür vor- 
sehe und diese Vorhaben überdies noch von 
der Mitwirkung der zuständigen französi- 
schen Behörden abhängig seien. 

c) Bei zahlreichen Gelegenheiten sei von der 
Landesregierung bzw. vom Wirtschaftsmi- 
nisterium versprochen worden, ab 1974 alle 
zwei Jahre ein Kernkraftwerk am Oberrhein 
und Hochrhein zu errichten. Diese Behaup- 
tungen seien irreführend, denn durch die dort 
bereits errichteten Schweizer Atomkraft- 
werke sei die Kühlkapazität des Rheins be- 


reits zu rund 80 ^/o ausgeschöpft. Ob sich die 
leichthin gemachten Versprechungen über- 
haupt verwirklichen ließen, hinge zudem von 
einem Gutachten der Koblenzer Bundes- 
anstalt für Gewässerkunde ab, die mit der 
Aufstellung eines Wärmelastplans für den 
gesamten Rhein beauftragt worden sei. Be- 
vor diese Untersuchungen nidit beendet und 
Folgerungen daraus gezogen würden, könne 
keine Genehmigung für den Bau von Kern- 
kraftwerken am Rhein erteilt werden. 

Die zahlreichen Äußerungen und täuschenden Ver- 
sprechungen von Mitgliedern der Landesregierung, 
die Entschließung der Fraktionen des Landtages so- 
wie die weiteren als unzulässig zu erachtenden Ein- 
flußnahmen hätten in ihrem massiven Zusammen- 
wirken das Abstimmungsergebnis herbeigeführt. 
Ministerpräsident Dr. Filbinger habe sich nach der 
Abstimmung in diesem Sinne geäußert. 

11 . 

Das Staatsministerium Baden-Württemberg (Mini- 
sterpräsident) hat auf Anforderung des Ausschusses 
mit Schreiben vom 5. November 1970 zu den Vor- 
würfen Stellung genommen und u. a. folgendes 
ausgeführt: 

1. Der Abstimmungskampf habe organisatorisch in 
den Händen des Vereins Vereintes Baden- Würt- 
temberg e. V. einerseits, der Arbeitsgemeinschaft 
Badischer Abstimmungskommitees und des Hei- 
matbundes Badenerland andererseits gelegen. In 
diesen Vereinigungen hätten sich die Anhänger 
für den Fortbestand des Landes Baden-Würt- 
temberg und die Anhänger einer Wiederher- 
stellung des alten Landes Baden formiert. Da- 
bei habe sich gezeigt, daß die politisch führen- 
den Kräfte des Landes in Ausübung des Rechts 
der freien Meinungsäußerung größtenteils aktiv 
für den Fortbestand des Landes eingetreten 
seien. So hätten dem Vorstand des Vereins Ver- 
eintes Baden-Württemberg führende Persönlich- 
keiten der demokratischen Parteien, des öffent- 
lichen Lebens und der Wirtschaft ahgehört. 

2. Auch bei einem Volksentscheid nach Artikel 29 
Abs. 3 GG hätten die Staatsorgane des Landes 
Möglichkeiten, zu dem Volksentscheid Stellung 
zu nehmen und sich im Abstimmungskampf zu 
äußern. Gegenüber dem demokratischen Grund- 
satz der freien und offenen Meinungs- und Wil- 
lensbildung vom Volk zu den Staatsorganen sei 
„die sogenannte Öffentlichkeitsarbeit von Regie- 
rung und gesetzgebenden Körperschaften, soweit 
sie — bezogen auf ihre Organtätigkeit — der 
Öffentlichkeit ihre Politik, ihre Maßnahmen und 
Vorhaben sowie die künftig zu lösenden Fragen 
darlegen und erläutern", unbedenklich (vgl. 
BVerfGE 20, 100). Diese Öffentlichkeitsarbeit 
der Staatsorgane sei durch einen besonderen, 
sie verfassungsrechtlich legitimierenden Grund 
gerechtfertigt (vgl. BVerfGE 20, 99) und damit 
auch während des Abstimmungskampfes nicht 
beschränkt. Als Öffentlichkeitsarbeit seien daher 
zulässig Regierungskundgebungen, in denen die 
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Bevölkerung allgemein über die Bedeutung einer 
bevorstehenden Wahl oder Abstimmung aufge- 
klärt oder in denen zu den umstrittenen poli- 
tischen Fragen Stellung genommen würde? zu- 
lässig sei auch die Aufforderung zu möglichst 
hoher Beteiligung an der Wahl oder Abstim- 
mung und die amtliche Richtigstellung irrefüh- 
render Behauptungen von dritter Seite. 

Danach seien insbesondere die folgenden Vor- 
würfe gegen Staatsorgane des Landes unbe- 
gründet: 

a) Soweit Mitglieder der Landesregierung die 
Bevölkerung aufgerufen hätten, sich an der 
Abstimmung zu beteiligen, wäre dies zuläs- 
sig gewesen. Mit ihren Hinweisen auf die 
bevorstehende Abstimmung und das Abstim- 
mungsthema in amtlichen Bekanntmachungen 
habe die Landesregierung dem Auftrag des 
§ 21 Abs. 2 des Gesetzes über Volksbegehren 
und Volksentscheid bei Neugliederung des 
Bundesgebietes nach Artikel 29 Abs. 2 bis 6 
des Grundgesetzes i. d. F. der Bekannt- 
machung vom 26. Februar 1970 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 204) entsprochen. 

b) Es liege nahe, daß während der Zeit des 
Abstimmungskampfes landespolitische Fra- 
gen ein erhöhtes Interesse bei der Bevölke- 
rung gefunden hätten. Die Leistungen des 
Landes in der Vergangenheit und seine Pla- 
nungen und Aussichten für die Zukunft hät- 
ten naturgemäß mit zur Diskussion gestan- 
den, als es um die Frage des Fortbestandes 
dieses Landes gegangen sei. Nicht zuletzt die 
Befürworter der Wiederherstellung des Lan- 
des Baden hätten geglaubt, aus Mängeln in 
der bisherigen Landespolitik die Forderung 
nach der Auflösung des Landes herleiten zu 
können. So sei besonders der Vorwurf erho- 
ben worden, der badische Landesteil sei seit 
der Bildung des Landes Baden-Württemberg 
vernachlässigt worden. 

Umstrittene Themen seien etwa die Leistun- 
gen des Landes für die Hochschulen, der Aus- 
bau des Hochrheins, die regionalen Förde- 
rungsprogramme, die Elektrifizierung 'der 
Schwarzwaldbahn und die Personalaufwen- 
dungen des Landes gewesen. Hier sei es die 
legitime Aufgabe der Regierung gewesen, die 
tatsächlichen Entwicklungen und die Zukunfts- 
chancen des Landes darzustellen, um der Be- 
völkerung ein Urteil zu ermöglichen. 

Besonders auch die Verwaltungsreform, die 
in den ersten Monaten des Jahres 1970 im 
Vordergrund der Regierungsarbeit gestanden 
hätte, sei zur Zielscheibe der Kritik gewor- 
den. Die Landesregierung hätte, da gerade 
diese Frage häufig in verwirrender Weise 
mit der Baden-Frage vermengt worden sei, 
Mißverständnisse aufklären müssen. 

In diesen Zusammenhang gehöre auch der 
Vorwurf, die Landesregierung habe im Ab- 
stimmungskampf Versprechungen, insbeson- 
dere für bestimmte Investitionsvorhaben im 
badischen Landesteil, abgegeben. Soweit die | 


Behauptungen derartiger Äußerungen nicht 
schon im Tatsächlichen unrichtig seien, han- 
dele es sich dabei überwiegend um Vorhaben, 
die von der Landesregierung bereits lang- 
fristig geplant worden seien. Diese Äuße- 
rungen der Landesregierung oder einzelner 
ihrer Mitglieder seien insgesamt unter dem 
Gesichtspunkt zulässiger Öffentlichkeitsarbeit 
gerechtfertigt gewesen. Es habe sich dabei 
um die Darlegung ihrer Maßnahmen in der 
Vergangenheit und ihrer Vorhaben sowie der 
künftig zu lösenden Fragen, um die Stellung- 
nahme zu den während des Abstimmungs- 
kampfes umstrittenen landespolitischen Pro- 
blemen und um die Richtigstellung irrefüh- 
render Behauptungen gehandelt, die im Ab- 
stimmungskampf von anderer Seite aufge- 
stellt worden seien. 

c) Das gleiche gälte für die Erklärung des Land- 
tags von Baden-Württemberg und der Regie- 
rung im Landtag am 27. Mai 1970 sowie für 
die an diesem Tag vom Landtag angenom- 
mene Entschließung. Soweit in dieser Ent- 
schließung vor den Folgen einer Trennung des 
Landes, insbesondere in finanzpolitischer Hin- 
sicht, gewarnt worden sei, habe es sich so- 
wohl um eine Richtigstellung im Abstim- 
mungskampf aufgestellter Behauptungen wie 
auch um eine Aufklärung über die Bedeutung 
der Volksabstimmung gehandelt. 

d) Soweit der Vorwurf erhoben werde, Presse, 
Rundfunk und Fernsehen hätten ihre Neutra- 
litätspflicht verletzt, insbesondere sei den An- 
hängern Baden-Württembergs zu viel Sende- 
zeit eingeräumt worden, habe es sich dabei 
— sollten diese Vorwürfe im Tatsächlichen 
zutreffen — nicht um eine Verletzung der 
Chancengleichheit durch Staatsorgane gehan- 
delt? diese hätten im übrigen auf die Bericht- 
erstattung durch die Massenmedien in keiner- 
lei Weise Einfluß genommen. Sollte in eige- 
nen Berichten oder in Interviews der Massen- 
medien die Sache Baden-Württembergs stär- 
ker zu Wort gekommen sein, so wäre dies 
durch die in Artikel 5 GG gewährleistete 
Presse- und Rundfunkfreiheit gedeckt gewe- 
sen. 

3. Schließlich wird die Meinung vertreten, wenn in 
Einzelfällen, insbesondere auf örtlicher Ebene, 
die Grenze des im Rahmen der Öffentlichkeits- 
arbeit auch im Abstimmungskampf Zulässigen 
überschritten v^orden sei, so wäre dies angesichts 
des Gesamtergebnisses der Abstimmung bei der 
nur lokalen Wirkungsmöglichkeit solcher Ver.- 
lautbarungen für das Abstimmungsergebnis je- 
denfalls in keiner Weise ursächlich gewesen. 

III. 

Der Südwestfunk und der Süddeutsche Rundfunk 
haben mit Schreiben vom 11. und 19. Januar 1971 
auf Anforderung des Ausschusses mitgeteilt, die 
Arbeitsgemeinschaft der badischen Abstimmungs- 
komitees und der Verein Vereinigtes Baden-Würt- 
temberg e. V. hätten jeweils 5X4 Minuten Sendezeit 
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erhalten. Auch die Sendezeit im Fernsehen sei für | 
beide Abstimmungsparteien gleich gewesen. Die j 
Verteilung der Sendezeiten gehe auf eine Bespre- 
chung zurück, an der die Abstimmungsparteien be- | 
teiligt gewesen seien. | 

Sonstigen Stellen seien keine Wahlsendezeiten ein- : 
geräumt worden, auch nicht den politischen Par- ; 
teien. Der Süddeutsche Pvundfunk habe selbstver- | 
stündlich über öffentliche Veranstaltungen berichten > 
müssen, die in der Baden-Frage stattgefunden hat- | 
ten. Dies sei aber auch über Veranstaltungen beider , 
Abstimmungsparteien erfolgt. ' 

I 

IV. ^ 

Mit Schreiben vom 18. März 1971 hat der Bundes- i 
minister des Innern als am Verfahren von Amts j 
wegen Beteiligter zu dem Einspruch u. a. wie folgt j 
Stellung genommen: 

1. Soweit die Einspruchsführer ihren Einspruch mit 
einer Verletzung des Grundsatzes der Chan- 
cengleichheit begründeten, wird ausgeführt, die 
Mitglieder der Landesregierung von Baden- | 
Württemberg seien durch ihren Eid auf die Ver- I 
fassung des Landes ebenso wie die Landesbe- j 
amten nicht verpflichtet gewesen, beim Volks- ■ 
entscheid für die Erhaltung des Landes Baden- j 
Württemberg einziitreten. Dies ergäbe sich aus I 
Artikel 29 GG. Das Grundgesetz stelle den terri- 
torialen und personalen Bestand, ja die Existenz 
einzelner Bundesländer zur Disposition der Bun- 
desgewalt (vgl. BVerfGE 13, 54 [75]). Insofern sei 
die Bundesrepublik ein „labiler Bundesstaat" 
(vgl. BVerfGE 1, 48? 5, 38). Nach Biindesrecht sei 
die Verteidigung des Fortbestandes eines Lan- 
des, in dem das Verfahren nach Artikel 29 GG 
begonnen habe, nicht Aufgabe einer Landesre- 
gierung. Vielmehr seien dann nurmehr die in 
diesem Artikel mit Rechten und Zuständigkeiten 
ausgestatteten Stellen zur amtlichen Tätigkeit 
berechtigt. 

Das Gebiet und der Bestand des Landes Baden- i 
Württemberg seien beim Volksentscheid im Ge- 
bietsteil Baden zur Disposition gestellt gewesen. | 
Durch den Eid auf die Verfassung des Landes i 
Baden-Württemberg seien Minister und Beamte 
daher nicht gehindert gewesen, soweit sie ab- 
stimmungsberechtigt gewesen seien, sich in der 
Abstimmung frei zu entscheiden und im übrigen 
wie jeder andere Bürger ihre Meinung für die 
eine oder andere Lösung der Baden-Frage zu 
äußern. 

Bei dem Volksentscheid seien Regierung und i 
Landtag von Baden-Württemberg unmittelbar ' 
betroffen gewesen. Zunächst sei die Regierungs- | 
Politik hinsichtlich des Gebietsteils Baden un- 
mittelbar Gegenstand der Auseinandersetzungen 
im Abstimmungskampf gewesen. Die Regierung 
habe schon aus diesem Grunde das Recht gehabt, 
sich gegenüber Angriffen zur Wehr zu setzen. 
Darüber hinaus sei sie auch im Hinblick auf den 


bevorstehenden Volksentscheid nicht gehindert 
gewesen, nach wie vor ihre Politik zu erläutern 
und Pläne für die Zukunft des Landes zu ent- 
wickeln und zu veröffentlichen. Schließlich könne 
man ihr ebensowenig wie dem Baden-Württem- 
bergischen Landtag vorwerfen, Beschlüsse zu- 
gunsten der badischen Wirtschaft gefaßt zu 
haben. Selbst wenn dies — zumindest was den 
Zeitpunkt betreffe — im Hinblick auf den be- 
vorstehenden Volksentscheid erfolgt sein sollte, 
so sei doch dadurch die Wahlfreiheit des Bürgers 
ebensowenig beeinträchtigt worden wie durch 
„Wahlgeschenke" in Wahljahren. 

Auch die Herausgabe der Broschüre „Baden- 
Württemberg — Dynamisches Land im Süd- 
westen" gehöre in den Bereich der Öffentlich- 
keitsarbeit der Regierung. Wenn sie auch für 
Baden-Württemberg als Ganzes werbe, so stelle 
sie doch keineswegs eine Propagandaschrift im 
Abstimmungskampf dar. 

Wenn der Regierung ein breiter Raum zur Selbst- 
darstellung in Presse, Rundfunk und Fernsehen 
gewährt worden sei, liege dies in der Natur der 
Sache. Soweit irreführende Behauptungen, falsche 
Versprechungen sowie täuschende Erklärungen 
über die Folgen einer Abtrennung von Baden- 
Württemberg von amtlichen Stellen abgegeben 
sein sollten, so gelte für sie dasselbe wie für 
derartige Erklärungen von privater Seite. Da der 
Staatsbürger wisse, daß es sich um eine Art 
Wahlpropaganda handele, die erfahrungsgemäß 
gewisse Vergröberungen, Verzerrungen, Polemi- 
ken und dergleichen mit sich bringe, stellten 
solche Abweichungen von der Wahrheit in der 
Regel keinen Wahlanfechtungsgrund dar. 

2. Weiter heißt es in der Stellungnahme: Ebenso- 
wenig wie der Regierung werde man dem Land- 
tag, den Parteien, den Kreistagen und Gemeinde- 
räten versagen können, im Abstimmungskampf 
zur Abstimmungsfrage Stellung zu nehmen; dies 
gelte auch, soweit diesen Gremien nicht nur Ba- 
dener, sondern auch Württemberger angehörten. 
Abgesehen davon, daß auch bei Landtagswahlen 
„gebietsfremde" Politiker in den Wahlkampf ein- 
griffen, sei vom Ergebnis des Volksentscheids 
in Baden nicht nur die Bevölkerung dieses Ge- 
bietsteils, sondern darüber hinaus die Bevölke- 
rung des übrigen Baden-Württembergs betroffen. 
Es könne daher von ihnen weder erwartet noch 
verlangt werden, zu einer Frage zu schweigen, 
die die Existenz des Landes betreffe. 

Demgegenüber sei es als unerlaubte Einmischung 
in den demokratischen Prozeß der Staatswillens- 
bildung bei Volksentscheiden anzusehen, wenn 
staatliche Machtmittel — personeller und finan- 
zieller Art — im Abstimmungskampf eingesetzt 
würden, der auf eine Manipulation der freien 
Entscheidung des Bürgers gerichtet sei. Vor allem 
die einseitige Behinderung von Wahlwerbung 
sei als Verletzung der Neutralitätspflicht amt- 
licher Stellen zu qualifizieren. 
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B. 

Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der Anbe- 
raumung einer öffentlichen mündlichen Verhand- 
lung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen und auch fristgerecht 
begründet worden; er ist zulässig, jedoch offensicht- 
lich unbegründet. 

I. 

Für die Durchführung des Volksentscheids (Artikel 
29 Abs. 6 Satz 2 GG n. F.) im Gebietsteil Baden 
war das Gesetz über den Volksentscheid im Ge- 
bietsteil Baden des Landes Baden-Württemberg ge- 
mäß Artikel 29 GG vom 26. Februar 1970 — Volks- 
entscheidsG Baden-Württemberg — • (Bundesgesetz- 
blatt I S. 201) anzuwenden. Gemäß Artikel 1 § 4 
VolksentscheidsG finden auf das Verfahren die Vor- 
schriften der §§ 20 ff. des Gesetzes über Volksbe- 
gehren und Volksentscheid bei Neugliederung des 
Bundesgebietes nach Artikel 29 Abs. 2 bis 6 GG vom 

23. Dezember 1955 — NeugliederungsG — (Bundes- 
gesetzbl. I S. 835 i. d. F. des Artikels 2 Volksent- 
scheidsG Baden-Wüttemberg) Anwendung. Nach 
§ 32 Abs. 3 des NeugliederungsG gilt für di^ Ent- 
scheidung über die Gültigkeit der Abstimmung das 
Wahlprüfungsgesetz vom 12. März 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S, 166), geändert durch das Gesetz vom 

24. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 977), entspre- 
chend. j 

Wie das Wahlprüfungsverfahren nur dem Schutz | 
des objektiven Wahlrechts, d. h. der Erzielung der | 
gesetzmäßigen Zusammensetzung des Bundestages 1 
(vgl. BVerfGE I 430 [433]) dient, so dient die Prü- j 
fung der Ordnungsgemäßheit der Durchführung des ! 
Volksentscheids der Frage, ob die festgestellten oder 
behaupteten Mängel Einfluß auf das Ergebnis des 
Volksentscheids gehabt haben oder gehabt haben 
konnten. i 

Von diesen im Wahlprüfungsverfahren in ständiger i 
Praxis angewandten Gesichtspunkten hat sich der 
Wahlprüfungsausschuß auch bei dem vorliegenden 
Einspruch gegen die Gültigkeit des Volksentscheids 
leiten lassen. 

II. 

1. Soweit die Einspruchsführerin ihren Einspruch | 
damit begründet, durch Einschüchterungen und I 
Drohungen seitens der Befürworter des Landes 
Baden-Württemberg sei in unzulässiger Weise ^ 
in den Abstimmungskampf eingegriffen worden, 
weshalb Anlaß bestehe, vorweg eine Verletzung . 
der Vorschriften der §§ 108 ff. StGB zu prüfen, | 
kann der Einspruch keinen Erfolg haben. , 


Abgesehen davon, daß die Einspruchsführerin 
nicht konkret dargelegt hat, durch welche Hand- 
lungen die Wahlbeeinflussung (§ 108 StGB), die 
Täuschung der Wähler (§ 108 a StGB) oder die 
Wahlbestechung (§ 108 b StGB) erfolgt sein sol- 
len, könnten derartige strafrechtlich relevanten 
Handlungen nur Gegenstand eines Wahlprü- 
fungsverfahrens sein, wenn sie durch rechts- 
kräftiges Urteil als gegeben nachgewiesen wor- 
den wären. Das ist jedoch nicht der Fall. Aufgabe 
der Wahlprüfung kann es nicht sein, eine Ver- 
letzung strafrechtlicher Vorschriften nachzuprü- 
fen. Die nachfolgend einzeln aufgeführten, ein 
unzulässiges Eingreifen in den Abstimmungs- 
kampf behauptenden Einspruchsbegründungen 
können im übrigen nicht die Tatbestände der ge- 
nannten Strafbestimmungen erfüllen. Auch inso- 
fern besteht keine Veranlassung für den Wahl- 
prüfungsausschuß, im Rahmen der Wahlprüfung 
weitere Nachprüfungen anzustellen, ob gegebe- 
nenfalls eine Verletzung der genannten Vor- 
schriften in Betracht kommen könnte. 

2. Soweit die Einspruchsführerin mit ihrem Ein- 
spruch ein unzulässiges Eingreifen des Land- 
tages des Landes Baden-Württemberg, der Re- 
gierung des Landes Baden-Württemberg, der Par- 
teien des Landes Baden-Württemberg, einiger 
Kreis- und Gemeinderäte und verschiedener 
Organisationen und Verbände zugunsten der Er- 
haltung des Landes Baden-Württemberg rügt, 
kann der Einspruch keinen Erfolg haben. 

Das Gebiet und der Bestand des Landes Baden- 
Württemberg wurde durch den Volksentscheid 
im Gebietsteil Baden zur Disposition gestellt. 
Nach Bundesrecht ist die Verteidigung des Fort- 
bestandes eines Landes, in dem das Verfahren 
nach Artikel 29 GG begonnen hat, nicht Auf- 
gabe einer Landesregierung, vielmehr sind nach 
Einleitung dieses Verfahrens nurmehr die in 
diesem Artikel mit Rechten und Zuständigkeiten 
ausgestatteten Stellen zur amtlichen Tätigkeit 
berechtigt (vgl. Maunz-Dürig-Herzog, Grund- 
gesetz Artikel 29 RandNr. 10). Das schließt je- 
doch nicht aus, daß Amtsträger des zur Disposi- 
tion gestellten Bundeslandes wie alle anderen 
Staatsbürger ihre Meinung für die eine oder an- 
dere Lösung frei äußern und für sie eintreten 
können, insbesondere nicht, daß Regierung und 
gesetzgebende Körperschaften — bezogen auf 
ihre Organtätigkeit — der Öffentlichkeit ihre Po- 
litik, ihre Maßnahmen und Vorhaben sowie 
künftig zu lösende Fragen erläutern (BVerfGE 
20,56 [90/100]). 

a) Der Vorwurf einer Verletzung der Chancen- 
gleichkeit durch die genannten Organe, Or- 
ganisationen usw. verkennt außerdem den 
Unterschied zwischen einer Wahl und einem 
Volksentscheid. Während der Akt der Wahl 
unmittelbaren Bezug auf die politischen Par- 
teien hat, ist dies beim Volksentscheid nicht 
gegeben. Bei einer Wahl treten die politi- 
schen Parteien untereinander in Konkurrenz 
und der Grundsatz der freien Wahl verlangt 
die Gleichheit der Chancen der politischen 
Parteien. Bei einem Volksentscheid geht es 
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um das Ja oder Nein zu einer speziellen Sach- 
frage, d. h. welche Landeszugehörigkeit ein 
bestimmter Gebietsteil haben soll. Hierbei 
entscheiden die Bürger sich nicht für oder * 
gegen eine politische Partei, aber auch nicht 
für oder gegen Heimatbünde; im vorliegen- 
den Fall für oder gegen den Verein „Verein- 
tes Baden- Württemberg e. V." oder die „Ar- 
beitsgemeinschaft Badischer Abstimmungs- 
komitees". Letztere sind freie gesellschaft- I 
liehe Gebilde, die sich selbst das Ziel gesetzt 
haben, im Rahmen des verfassungsrechtlich 
Erlaubten ihre Ziele zu propagieren. Im Rah- 
men dieser ihrer Tätigkeit kann sich die 
Frage der Chancengleichheit zu den politi- 
schen Parteien und staatlichen Organisatio- 
nen nicht stellen (vgl. BVerfGE Bd. 13, 54 
[83 f.]) Eine Verletzung des Grundsatzes der 
Chancengleichheit wäre allenfalls dann 
durch die staatlichen Organe möglich gewe- 
sen, wenn einem der Heimatbünde in be- 
sonderem Maße finanzielle Zuwendungen ge- 
macht worden wäre. Von den Einspruchsfüh- 
rern wurde aber nicht vorgetragen, daß dem 
Verein „Vereintes Baden-Württemberg e. V." 
mehr Mittel zur Verfügung gestellt wurden 
als der „Arbeitsgemeinschaft Badischer Ab- 
stimmungskomitees". Aus diesem Grunde 
wäre es auch unerheblich, wenn der Verein 
„Vereintes Baden-Württemberg e. V." mit 
Unterstützung der Landesregierung von Ba- 
den-Württemberg gegründet worden wäre. 

b) Aus den Begründungen der Einspruchsführe- 
rin muß aber entnommen werden, daß sie 
nicht nur eine Verletzung des Grundsatzes 
der Chancengleichheit rügt, sondern in den 
Aktionen der genannten Organe und Orga- 
nisationen etc. auch eine Verletzung des 
Grundsatzes der freien Wahl erblicken will. 

Der Grundsatz der freien Wahl bedeutet, wie 
das Bundesverfassungsgericht festgestellt hat, 
„daß jeder Wähler sein Wahlrecht frei, d. h. 
ohne Zwang oder sonstige unzulässige Beein- 
flussung von außen ausüben kann. Durch sie 
soll vor allem die freie Wahlbetätigung ge- 
schützt werden" (vgl. BVerfGE 7, 63 [69]). 
Unabdingbare Voraussetzung für die freie 
Wahl ist der Schutz des Wahlgeheimnisses 
(vgl. Seifert, a. a. O. S. 42). Soweit sich die 
Grundsätze der freien und geheimen Wahl 
(vgl. Artikel 38 Abs. i GG) gegenseitig be- 
dingen, ist weniger die freie Willensbildung 
oder die Freiheit des Entschlusses angespro- 
chen, als vielmehr die grundgesetzlich ga- 
rantierte Freiheit des einzelnen Wählers, 
seine in der Regel schon vor der Wahlhand- 
lung getroffene Entscheidung frei von jeder 
Kontrolle und jedem Druck in der Wahl- 
handlung zu dokumentieren. Diese für die 
Wahlhandlung geltenden Grundsätze müssen 
im gleichen Maße auch für den Volksent- 
scheid gelten. Denn nur dann, wenn diese 
Grundsätze beachtet werden, können aus dem 
Ergebnis der Abstimmung die gesetzlichen 
Folgerungen gezogen werden. 


Die grundgesetzlich garantierte Entschei- 
dungsfreiheit bedeutet daher bei einem 
Volksentscheid die Freiheit des einzelnen Ab- 
stimmungsberechtigten, seine Entscheidung 
frei von jeder Kontrolle und jedem Druck 
zu treffen. Es muß davon ausgegangen wer- 
den, daß auch bei einem Volksentscheid der 
einzelne Abstimmungsberechtigte in der Re- 
gel schon vor der Abstimmungshandlung 
seine Entscheidung getroffen hat. Diese Vor- 
formung des politischen Willens wird durch 
Artikel 5 GG garantiert (vgl. BVerfGE 8, 
104 [112]). Gerade in einem demokratischen 
Staatswesen muß sich die Willensbildung des 
Volkes frei, offen und unreglementiert voll- 
ziehen (vgl. BVerfGE 9, 162 [165]; 20, 56 [98]). 
Zwar sind durch Artikel 21 GG die politischen 
Parteien vorrangig zur politischen Willens- 
bildung des Volkes berufen, dennoch hat das 
Gesetz ihnen diesbezüglich kein Monopol 
(vgl. BVerfGE 20, 56 [140]) eingeräumt. Wenn 
schon die Ablehnung eines Monopols für die 
politischen Parteien im Wahlkampf gilt, muß 
dies erst recht für einen Volksentscheid gel- 
ten. Verbänden und Vereinigungen steht da- 
her, auch ohne daß sie als notwendige Ein- 
richtungen für einen Volksentscheid vorhan- 
den sein müssen, in besonderem Maße das 
Recht zu, auf den Prozeß der Meinungs- und 
Willensbildung des Volkes einzuwirken. Das 
besagt aber nicht, daß nur die genannten 
Heimatbünde als Träger des Abstimmungs- 
kampfes in den Prozeß der Meinungsbildung 
eingreifen dürften. Auch ist die Auffassung 
falsch, nur Verbände, die sich auf das Ab- 
stimmungsgebiet beschränkten, dürften im 
Abstimmungskampf meinungsbildend in die 
Auseinandersetzungen eingreifen. Artikel 5 
Abs. 1 Satz 2 GG räumt allen Staasbürgern, 
unabhängig von ihrer „Gebietszugehörigkeit" 
das Recht der freien Meinungsäußerung ein. 
Kann daher das Tätigwerden der genannten 
Organe, Organisationen etc. im Rahmen 
des Meinungs- und Willensbildungsprozes- 
zes nicht beanstandet werden, könnte allen- 
falls ein Mißbrauch der dem Landtag, der 
Regierung, den Gemeinderäten etc. einge- 
räumten Möglichkeiten und Mittel vorliegen. 

Das Bundesverfassungsgericht hat zur Frage 
der Willensbildung des Volkes und der staat- 
lichen Willensbildung festgestellt, daß diese 
auf vielfältige Weise miteinander verschränkt 
sind. „In einer Demokratie muß sich diese 
Willensbildung aber vom Volke zu den 
Staatsorganen, nicht umgekehrt von den 
Staatsorganen zum Volke hin, vollziehen. Die 
Staatsorgane werden durch den Prozeß der 
politischen Willensbildung des Volkes, der in 
die Wahlen einmündet, erst hervorgebracht 
(Artikel 20 Abs. 2 GG). Das bedeutet, daß es 
den Staatsorganen grundsätzlich verwehrt ist, 
sich in bezug auf den Prozeß der Meinungs- 
und Willensbildung des Volkes zu betätigen; 
daß dieser Prozeß also grundsätzlich „staats- 
frei" bleiben muß. Nebenwirkungen der ge- 
setzgebenden Körperschaften und von Regie- 
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rung und Verwaltung auf diesen Prozeß sind I 
nur dann mit dem demokratischen Grundsatz 
der freien und offenen Meinungs- und Wil- 
lensbildung vom Volk zu den Staatsorganen 
vereinbar, wenn sie durch einen beson- 
deren, sie verfassungsrechtlich legitimieren- 
den Grund gerechtfertigt werden können (vgl. 
BVerfGE 20, 56 [99]). Als zulässige Einwir- 
kung betrachtet das Bundesverfassungsgericht 
die sogenannte Öffentlichkeitsarbeit von Re- 
gierungen und Körperschaften, soweit sie — 
bezogen auf ihre Organtätigkeit — der | 
Öffentlichkeit ihre Politik, ihre Maßnahmen i 
und Vorhaben sowie die künftig zu lösen- i 
den Fragen darlegen und erläutern (BVerfGE , 
a. a. O. S. 100). Sind diese Feststellungen des i 
Bundesverfassungsgerichts auch im wesent- 
lichen auf die Wahlen und in diesem Zusam- | 
menhang auf die politischen Parteien aus- ■ 
gerichtet, so können diese Grundsätze, wenn 
auch nicht im Verhältnis der politischen Par- 
teien zu den sogenannten Heimatbünden, 
wohl aber auf die Öffentlichkeitsarbeit von 
Regierung, Landtag usw. im Rahmen des i 
Volksentscheids Anwendung finden. 

Auch bei einem Volksentscheid muß davon 
ausgegangen werden, daß im parlamentari- 
schen System der Regierung ein natürlicher 
Vorsprung an Autorität und der Vorteil, sich 
in der Ausübung der Macht darstellen zu 
können, zugute kommt. Dabei ist davon aus- 
zugehen, daß bei einem Volksentscheid ja 
letztlich auch über die Arbeit der Regierung 
und der sie tragenden Parteien entschieden j 
wird. Der Volksentscheid ist keine Abstim- 
mung im luftleeren Raum, vielmehr erfolgt 
die Verformung der politischen Willensbil- 
dung des Volkes in bezug auf die Zugehörig- 
keit eines Landesteiles zu einem Bundesland 
auf Grund vielfältiger Faktoren. Insofern : 
stellt sich die Willensbildung als komplexer 
Prozeß dar, bei dem mannigfache Beziehun- 
gen, Abhängigkeiten und Einflußnahmen mit- 
wirken. ' 

Ist der Regierung und dem Parlament von 
Baden-Württemberg auf Grund zulässiger * 
Öffentlichkeitsarbeit, bezogen auf ihre Organ- , 
tätigkeit, insofern kein unzulässiger Eingriff 
in die Auseinandersetzungen im Abstim- ' 
mungskampf zum Vorwurf zu machen, als sie * 
die Politik des Landes Baden-Württemberg 
und die zukünftigen Vorhaben dieses Landes 
den Abstimmungsberechtigten vor Augen 
führte, kann nur noch fraglich sein, ob die 
Selbstdarstellung in einem vertretbaren Rah- 
men geblieben ist. ! 

c) Die von der Einspruchsführerin im einzelnen ! 
gerügten Aktivitäten der Landesregierung 
Baden-Württemberg, insbesondere des Mini- 
sterpräsidenten und des Innenministers, kön- 
nen nach Auffassung des Ausschusses den 
Einspruch nicht stützen, da die beanstandeten 
Aktivitäten noch im Rahmen der Öffentlich- 
keitsarbeit der Regierung lagen. 


Auch der Regierung und den einzelnen ihrer 
Mitglieder eines Bundeslandes muß es unbe- 
lassen bleiben, im Abstimmungskampf auf 
mögliche Folgen der Teilung des Landes hin- 
zuweisen. Dies gilt um so mehr, als eine 
eventuelle Neugliederung nicht im Interesse 
eines Gebietsteils, sondern im überragenden 
Interesse des Ganzen erfolgen soll. Wenn in 
Einzelfällen auf die möglicherweise sich nega- 
tiv auswirkende Wiederherstellung des Lan- 
des Baden hingewiesen worden ist, so sieht 
der Ausschuß darin keinen die zulässige Öf- 
fentlichkeitsarbeit überschreitenden Eingriff 
in den Abstimmungskampf. Selbst wenn man 
die Unzulässigkeit derartiger Hinweise unter- 
stellen würde, hätten sie nach Auffassung des 
Ausschusses auf Grund der Tatsache, daß der 
größte Teil der Wahl- bzw. Abstimmungsbe- 
rechtigten in der Lage ist, zwischen Tatsachen- 
behauptungen und reiner Propaganda unter- 
scheiden zu können, keinen entscheidenden 
Einfluß auf das Wahlergebnis gehabt. 

d) Auch der Hinweis auf die Einräumung einer 
dominierenden Stellung in Rundfunk und 
Fernsehen für die Befürworter der Beibehal- 
tung des Landes Baden-Württemberg, insbe- 
sondere für Mitglieder der Landesregierung, 
vermag den Einspruch nicht zu begründen. 
Aus der Stellungnahme der Rundfunk- und 
Fernsehanstalten ergibt sich, daß mit den 
sogenannten Heimatbünden eine Verteilung 
der Sendezeiten vereinbart worden war, die 
von diesen nicht beanstandet wurde. Die 
Rundfunk- und Fernsehanstalten haben fer- 
ner mitgeteilt, daß sonstigen Stellen, auch 
nicht politischen Parteien, keine besonderen 
Sendezeiten für den Abstimmungskampf ein- 
geräumt wurden. Es liegt jedoch in der 
Natur der Sache, daß bei der Berichterstat- 
tung über öffentliche Veranstaltungen auch 
hier den Vertretern staatlicher Organe ein 
nicht zu unterschätzender Vorrang einge- 
räumt wird. Dieser Vorrang kann jedoch 
aus den bereits dargelegten Gründen nicht 
als eine Verletzung des Grundsatzes der 
Chancengleichheit gewertet werden; auch ist 
in ihm kein Verstoß gegen das Demokratie- 
gebot zu erblicken. 

Wenn Rundfunk- und Fernsehanstalten über 
Veranstaltungen im Abstimmungskampf be- 
richtet haben, ist darin auch keine amtliche 
Wahlbeeinflussung zu erblicken. Zwar müs- 
sen die Rundfunk- und Fernsehanstalten ein 
Mindestmaß an Ausgewogenheit beachten. 
Dieses Erfordernis kann jedoch im vorliegen- 
den Falle bei der Verteilung der Gewichte für 
bzw. gegen eine Aufteilung des Landes 
Baden-Württemberg nicht bedeuten, daß die 
Berichterstattung jeweils gleichmäßig auf die 
Veranstaltungen der Befürworter und Gegner 
der Wiederherstellung eines selbständigen 
Landes Baden erfolgen mußte. Bei dem ein- 
deutigen Übergewicht von Veranstaltungen 
der Befürworter der Erhaltung des Bestandes 
des Landes Baden-Württemberg lag es nahe, 
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daß dieses auch zeitmäßig bei der Bericht- 
erstattung zum Ausdruck kam. 

e) Der Einspruch läßt sich auch nicht auf die 
Herausgabe der Broschüre „Baden-Württem- 
berg — Dynamisches Land im Südwesten" 
durch die Landesregierung stützen. 

Nach Meinung des Wahlprüfungsausschusses 
fällt eine derartige Broschüre noch in den 
Bereich „Öffentlichkeitsarbeit" der Regierung. 
Obwohl sie für das Land Baden-Württemberg 
als Ganzes wirbt, kann sie nicht als Propa- 
gandaschrift im Abstimmungskampf und da- 
mit als unzulässige Wahlbeeinflussung ge- 
wertet werden. 


3. Auch die Entschließung des Landtages vom 
27. Mai 1970 (72. Sitzung des Landtages BW) 
kann nicht als unzulässiger Eingriff in den Ab- 
stimmungskampf gewertet werden. Zwar enthält 
die Entschließung unter Nr. 4 eine Warnung 
vor den möglichen Folgen einer Aufteilung des 
Landes Baden-Württemberg, entscheidend ist je- 
doch die Aufforderung an alle stimmberechtigten 
Bürger des Landesteils Baden, sich an der Ab- 
stimmung zu beteiligen, damit nicht eine kleine 
Minderheit über das Schicksal eines Landes mit 
über acht Millionen Einwohnern entscheidet 
(Nr. 5). Auch diese Aufforderung enthält zwar 
eine eindeutige Parteinahme zugunsten des Be- 
standes des Landes Baden-Württemberg. Dies ist 
Jedoch nicht zu beanstanden, da es dem Parla- 
ment im Rahmen seiner organschaftlichen Tätig- 
keit nicht versagt werden kann, im Abstim- 
mungskampf zur Abstimmungsfrage Stellung zu 
nehmen. Auch stellte diese Entschließung des 
Landtages keine Verletzung der Bundestreue 
dar. Dadurch, daß ein Land zur Disposition der 
Bundesgewalt gestellt wird, verlieren die Länder- 
organe nicht das Recht, sich für die Beibehaltung 
des bisherigen Status einzusetzen. Die Länder 
sind zwar im Rahmen der Neugliederung des 
Bundesgebiets lediglich Objekte der von Bundes 
wegen vorzunehmende Neugliederung; diese 
passive Beteiligung nimmt aber auch im Hinblick 
auf die Bundestreue der Volksvertretung nicht 
das Recht, sich mit Entschließungen an die Öffent- 
lichkeit zu wenden. Dadurch, daß ein Bundesland 
durch Bundesgesetz zur Disposition der Bundes- 
gewalt gestellt wird, geht die gewählte Volks- 
vertretung des Landes noch nicht ihrer Rechte 
und gesetzmäßigen Grundlagen verlustig, da der 
Volksentscheid lediglich ein Vorverfahren dar- 
stellt. Ihre organschaftliche Tätigkeit wird daher 
durch das Verfahren nicht berührt. Im Rahmen 
dieser Tätigkeit hat die Volksvertretung aber 
insbesondere auch das Recht, sich gegenüber 
Angriffen zur Wehr zu setzen und auf mögliche 
politische und wirtschaftliche Folgen der Tei- 
lung des Landes hinzuweisen. Dies gilt um so 
mehr, als eine Neugliederung im Interesse des 
Ganzen und nur nach übergeordneten Gesichts- 
punkten erfolgen soll (BVerfGE 13,54 [74]). Aus 
diesem Grunde spielt es auch keine Rolle, daß 
bei der Beschlußfassung über die Entschließung 
nichtbadische Volksvertreter mit abgestimmt 


4. 


I 


haben. Ist die Neugliederung des Bundesgebietes 
Sache des Bundes, kann die Einflußnahme auf 
die Willensbildung des Volkes nicht lediglich 
jenen Vorbehalten bleiben, die im Abstimmungs- 
gebiet ihren Wohnsitz haben. 

Außerdem erscheint im vorliegenden Falle die 
durch die Entschließung möglicherweise erfolgte 
Einflußnahme staatlicher Organe auf die Wil- 
lensbildung des Volkes im Rahmen des Abstim- 
mungskampfes nur deshalb von einer gewissen 
Bedeutung, weil die im Landtag vertretenen 
Parteien hinsichtlich der Abstimmung eine ein- 
heitliche Meinung vertraten. Daß dadurch schon 
rein optisch den Befürwortern der Aufrechterhal- 
tung des Landes Baden-Württemberg ein Über- 
gewicht zukam, ändert nichts an den getroffenen 
Feststellungen. Wäre nämlich der Abstim- 
mungskampf auch im Streit der politischen Par- 
teien gewesen, wäre es nicht zu einer einseiti- 
gen Gewichtsverteilung hinsichtlich des Mei- 
nungsbildungsprozesses gekommen; übereinstim- 
mende politische Auffassungen bei den Parteien 
können diese jedoch nicht zu einer größeren 
Zurückhaltung verpflichten, wenn es um Fragen 
von übergeordnetem Interesse geht. 

Die hier getroffenen Feststellungen gelten in 
gleichem Maße für die Entschließungen kom- 
munaler Vertretungskörperschaften, wobei es 
aus den dargelegten Gründen keine Rolle spielt, 
ob diese im Abstimmungsgebiet lagen oder nicht. 

Auf das behauptete Verhalten verschiedener 
politischer Parteien und Organisationen, wie des 
Bundes der Steuerzahler, des Bauernverbandes, 
der Baden-Württembergischen Industrie, kann 
die Einspruchsführerin ihren Einspruch nicht 
stützen. 

a) Zwar waren die politischen Parteien nicht 
Träger des Abstimmungskampfes; schon aus 
Artikel 5 Abs. 1 Satz 5 GG kann ihnen jedoch 
das Recht nicht abgesprochen werden, sich 
mit Entschließungen an die Abstimmungs- 
berechtigten zu wenden und ihre Mitglieder 
aufzufordern, sich für die Erhaltung des Lan- 
des Baden-Württemberg einzusetzen. Auch 
hier spielt es aus den dargelegten Gründen 
keine Rolle, ob bei den Entschließungen nicht- 
badische Parteimitglieder mitgewirkt haben 
oder nicht. 

b) Soweit die genannten Organisationen sich 
aktiv am Abstimmungskampf beteiligt haben, 
können sie sich ebenfalls auf Artikel 5 
Abs. 1 Satz 2 GG berufen. Ihre Tätigkeit kann 
lediglich als private Wahlbeeinflussung ge- 
wertet werden. Sie könnte nach ständiger 
Praxis im Wahlprüfungsverfahren nur dann 
als rechtlich relevant angesehen werden, 
wenn gleichzeitig eine Verletzung des Wahl- 
geheimnisses behauptet oder geltend ge- 
macht worden wäre, daß Wähler auf Grund 
von sozialen Abhängigkeitsverhältnissen zur 
Abgabe ihrer Stimme in einem bestimmten 
Sinne gezwungen worden wären (vgl. Seifert, 
Bundeswahlgesetz, S. 349; Hatschek, Parla- 
mentsrecht, S. 548 f.; Drucksache VI/1311 
S. 32). Aus dem Vorbringen der Einspruchs- 
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führerin ist jedoch nicht zu entnehmen, daß 
sie eine Verletzung des Wahlgeheimnisses 
behaupten wolle, auch nicht geltend machen 
wollte, daß soziale Abhängigkeitsverhältnisse 
ausgenutzt wurden, um Abstimmungsberech- 
tigte zur Abgabe ihrer Stimme in einem 
bestimmten Sinne zu zwingen. 

5. Auch soweit die Einspruchsführerin vorträgt, 
kurz vor der Abstimmung seien in Propaganda- 
veranstaltungen täuschende Versprechungen ge- 
macht worden, um die Bevölkerung zu beein- 
flussen, kann der Einspruch keinen Erfolg haben. 

Private Wahlbeeinflussung wurde bereits zur 
Zeit des Kaiserlichen Reichstages nur dann als 
rechtlich relevant angesehen, wenn gleichzeitig 
eine Verletzung des Wahlgeheimnisses behaup- 
tet wurde. Wahlmanöver, mochten sie auch noch 
so verwerflich sein, z. B. Täuschungen und Lü- 
gen, wurden nach ständiger Praxis des Reichs- 
tages nicht als Beeinträchtigung der Wahlfrei- 
heit angesehen. Auch wenn das Wahlmanöver 
gerichtlich erwiesen war, machte der Reichstag 
für die Zwecke der Wahlprüfung davon keinen 
Gebrauch. Dies galt selbst dann, wenn der Wäh- 
ler angeblich bei der Ausübung seines Wahl- i 
rechts Opfer der im Wahlkampf vorgekomme- 
nen Täuschungen und Lügen geworden war (vgl. 
Hatschek a. a. O. S. 562). Diese Rechtsauffas- 
sung, die als überkommener Grundsatz auch 
noch für das heutige Wahlprüfungsrecht gilt 
(Drucksache VI/1311 S. 32), muß in gleichem Maße 
bei einem Volksentscheid Anwendung finden. 

Von einer amtlichen Wahlbeeinflussung durch 
Versprechungen kann auch deshalb nicht die 
Rede sein, weil es der Landesregierung im Rah- 
men des Vorverfahrens unbelassen bleiben muß, 
auf die Leistungen des Landes in der Vergan- 
genheit und seine Planungen und Aussichten für 
die Zukunft hinzuweisen. Gerade im Abstim- 
mungskampf fanden alle politischen Fragen ein 
erhöhtes Interesse, und die Landesregierung 
mußte die Möglichkeit haben, sich gegen An- 
griffe gegen die bisherige Landespolitik zur 
Wehr zu setzen, insbesondere gegen den Vor- 
wurf, der badische Landesteil sei seit der Bil- 
dung des Landes Baden-Württemberg vernach- 
lässigt worden. Wenn im Rahmen der Richtig- 
stellung in Einzelfällen Übertreibungen vorge- 
kommen sein sollten, die sich insbesondere auf 
Zukunftsprojekte richteten, so haben sie nach 
Meinung des Ausschusses keinen entscheiden- 
den Einfluß auf das Abstimmungsergebnis ge- 
habt, weil auch insofern den Abstimmungs- 
berechtigten die Möglichkeit nicht abgesprodien 
werden kann, zwischen Tatsachenbehauptungen 
und reiner Propaganda unterscheiden zu können. 

Der Einspruch kann also auch insoweit keinen 
Erfolg haben. 

IIL 

Können die Einspruchsführer daher mit den einzel- 
nen von ihnen vorgetragenen Einspruchsbegrün- 
dungen nicht gehört werden, reichen sie auch in 
ihrer Gesamtheit nicht aus, dem Einspruch zum 
Erfolg zu verhelfen. 


I Der Wahlprüfungsausschuß ist zwar der Meinung, 
daß kleine Wahlfehler vorgekommen, andere mit an 
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit nicht ganz 
auszuschließen sind, er ist jedoch der Überzeugung, 
daß auch bei Unterstellung der nicht auszuschlie- 
ßenden Wahlfehler diese keinen entscheidenden 
Einfluß auf das Abstimmungsergebnis gehabt haben 
können. Wenn für die Wiederherstellung Badens 
I nur 288 813 Stimmen (= 18,07 ‘^/o) bei einer Wahl- 
J beteiligung von 62,83 Vo abgegeben wurden, so läßt 
' dieses Abstimmungsergebnis an Deutlichkeit nichts 
; zu wünschen übrig. Da es aber, wie bei der Wahl- 
prüfung, auch bei der Prüfung der Ordnungsgemäß- 
heit einer Abstimmung nur darauf ankommen kann, 
ob festgestellte oder behauptete Mängel Einfluß 
auf das Ergebnis des Volksentscheids gehabt haben 
oder gehabt haben könnten, d. h. das gesetzlich vor- 
geschriebene Quorum hätte erreicht werden können, 
stellt der Ausschuß auf Grund des Abstimmungs- 
ergebnisses fest, daß mit einem anderen Abstim- 
j mungsergebnis, selbst bei Unterstellung einiger 
i Wahlfehler, nicht gerechnet werden konnte. 

Der Einspruch war daher in vollem Umfange als 
offensichtlich unbegründet (§ 6 WPG) zurückzu- 
weisen. 

IV. 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 19 Abs. 1 
WPG. Mit dieser Bestimmung soll ermöglicht wer- 
den, Wahlberechtigten oder Gruppen von Wahl- 
berechtigten, die nicht in amtlicher Eigenschaft (vgl. 
§ 2 Abs. 2 WPG) Einspruch einlegen, die notwen- 
digen Auslagen zu erstatten, wenn dem Einspruch 
stattgegeben oder dieser nur deshalb zurückgewie- 
sen wird, weil der geltend gemachte Mangel keinen 
Einfluß auf das Wahlergebnis gehabt hat. Die Be- 
stimmung des § 19 Abs. 1 WPG muß als Anpassung 
an die dargelegte Entscheidungspraxis des Deutschen 
Bundestages in Wahlprüfungsangelegenheiten an- 
gesehen werden, nach der Wahlfehler nur dann als 
erheblich zu werten sind, wenn sie für die Sitzver- 
teilung im Deutschen Bundestag von Einfluß ge- 
I wesen sind oder sein könnten. Dieser Grundsatz ist 
! auch bei der Prüfung der ordnungsgemäßen Durch- 
I führung einer Abstimmung anzuwenden. 

Auf Grund der vom Wahlprüfungsausschuß vorge- 
nommenen Prüfung läßt sich nicht mit an Sicherheit 
grenzender Wahrscheinlichkeit ausschließen, daß in 
, einzelnen Fällen kleinere Wahlfehler vorgekommen 
I sind. Aus diesem Grunde hat er beschlossen, gemäß 
; § 19 Abs. 1 WPG der Einspruchsführerin ein Zehntel 
I der notwendigen Auslagen zu erstatten. 

1 Rechtsmittelbelehrung 

I Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Ge- 
! setzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
I 12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten 
Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesverfas- 
sungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
! Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 

Bundestages — - — beim Bundesverfas- 

I sungsgericht eingegangen sein. 
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